
705 
 

N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 11. 
Dezember 2025 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, 1. Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 
stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 
Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 
 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Josef Sattler, CSU  
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Josef Fehrer, FWG  
 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 20. November 2025. 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 20. No-
vember 2025. 

Abstimmung:               8 : 0 
(ohne GRin Fürst)   

 
 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 20. November 
2025. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 20. November 2025 informiert. 
 
 
3. Bauantrag von Knott Michael für den Ausbau des best. Dachgeschosses mit Einbau von 
Dachgauben und Dachfenstern und Anbau einer Terrassenüberdachung auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr. 57, Gemarkung Haselbach, Hofmarkstraße 4. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Ausbau Dachgeschoss für eine zusätzliche Wohnung mit Einbau Dachgauben 
- Anbau an Nordseite mit Treppenraum 
- Anbau Garage mit Abschleppung Hauptdach und Terrassenüberdachung (> 30 m²) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden, unbeplanter Ortsbereich 
 



Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen Mischgebiet 
- Wohngebäude sind in einem Mischgebiet allgemein zulässig. Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich 
Art und Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Auch hinsichtlich der 
offenen Bauweise und der überbaubaren Grundstücksflächen entspricht das Vorhaben der 
umliegenden Bebauung. 
 
Örtl. Bauvorschriften / Bauordnungsrecht: 
- Stellplätze: Für die beiden bestehenden Wohnungen wird jeweils 1 Stellplatz als ausreichend 
angesehen, da diese bereits vor Inkrafttreten der Stellplatzsatzung vorhanden waren. Für die neu 
entstehende Wohneinheit sind gemäß Stellplatzsatzung 2 zusätzliche Stellplätze nachzuweisen. Die 
insgesamt für das Gebäude erforderlichen 4 Stellplätze können auf dem Grundstück nachgewiesen 
werden. 
Aus Gründen der Verkehrssicherheit (Einmündungsbereich zur Staatsstraße) sind die Stellplätze nicht 
wie im Lageplan dargestellt, einzeln von der Ortsstraße zu erschließen, sondern von der bestehenden 
Anwesenszufahrt aus 
 
Erschließung 
- Zufahrt: über die Zufahrt des öffentlichen Parkplatzes (Flur-Nr. 57/4, Ortsstraße Nr. 273) zur 
Staatsstraße St2126 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: bestehender Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
- Niederschlagswasser: wird über bestehende Leitung eigenständig entsorgt 
 

Beschluss: 
 

Die 4 erforderlichen Pkw-Stellplätze (Garage + 3 Stellplätze im Freien) sind über die bestehende 
Anwesenszufahrt (Zufahrt zur Garage) zu erschließen.  
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt für den Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
Abstimmung:   9 : 0     

 
 
4. Bauantrag von Hoffmann Sabrina und Kohlbauer Christian auf Neubau eines 
Einfamilienwohnhauses mit Garage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 198/8 (Teilfläche), 
Gemarkung Haselbach, Rasthofstraße 6c 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Wohnhaus (EG+OG, Satteldach 18°) mit angebauter Doppelgarage (EG, Flachdach) 
- Schwimmbecken (4,00 m x 8,00 m) 
- Gabionen-Stützmauer (Höhe max. 1,87 m) als Abgrenzung zur Ausgleichsfläche 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- OAS Rasthofstraße 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen dörflichen Wohngebiet 
- Die in der OAS festgesetzte GRZ von 0,3 wird eingehalten. Die festgesetzten Baugrenzen werden im 
Osten geringfügig überschritten. Die Überschreitung ist erforderlich, um die Zufahrt zur geplanten 
Garage zu gewährleisten. Der Zufahrtsbereich wird durch das bestehende Nebengebäude auf der 
südlich angrenzenden Teilfläche eingeschränkt.  Die Überschreitung betrifft nur die Garage bzw. den 
eingeschossigen Bereich des Wohngebäudes mit einer Tiefe von ca. 81 cm. Die gesetzlichen 
Abstandsflächen werden eingehalten. Außerdem werden die Baugrenzen durch die geplante 
Gabionenmauer in teilweise überschritten. Im Übrigen fügt sich das Bauvorhaben hinsichtlich dem 
Maß der baulichen Nutzung und der Bauweise in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  



 
Örtl. Bauvorschriften / Bauordnungsrecht: 
- Stellplätze: Gemäß Stellplatzsatzung sind 2 Stellplätze erforderlich, die mit der geplanten 
Doppelgarage nachgewiesen sind. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 390, Rasthofstraße) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Schmutzwasserkanal (Neuverlegung einer 
Leitung entlang der Westgrenze der Flur-Nrn. 198/9 u. 198/8 nach Süden zur öffentlichen 
Schmutzwasserdruckleitung im Bereich der Gemeindeverbindungsstraße (Flur-Nr. 204)), die Leitung 
ist auf den o. g. Flur-Nrn. mit Grunddienstbarkeit zu Gunsten der Gemeinde zu sichern. 
- Niederschlagswasser: Einleitung in Zisterne (3.000 l), der Überlauf wird über eine bestehende private 
Leitung eigenständig entsorgt 
 

Beschluss: 
 
Die Zufahrt sowie Ver- und Entsorgungsleitungen sind zu Gunsten des jeweiligen Eigentümers des 
Baugrundstücks mit Grunddienstbarkeit zu sichern. 
Über die Herstellung des Schmutzwasseranschlusses ist eine Sondervereinbarung (§ 7 EWS) mit der 
Gemeinde Tiefenbach abzuschließen. 
Anfallendes Niederschlagswasser (z. B. von der Zufahrt) darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen 
abgeleitet werden. 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der erforderlichen Befreiung 
(Baugrenzen) das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
Abstimmung:   9 : 0     

 
 
5. Bauantrag von Färber Roman und Magdalena auf Neubau eines Mehrparteienhauses auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 80/49, Gemarkung Tiefenbach, Schmiedfeld 3. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
- Neubau Mehrfamilienhaus mit 3 Wohneinheiten (UG+EG, Grundriss 13,49 m x 9,61 m, Satteldach 
21°) 
- Abgrabung mit Stützmauer an südwestlicher und nordwestlicher Grundstücksgrenze (Tiefe bis zu 3,00 
m) 
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- nicht vorhanden, unbeplanter Ortsbereich 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 34 BauGB; die nähere Umgebung entspricht einem faktischen WA 
- Das Bauvorhaben fügt sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein. Auch hinsichtlich der offenen Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksflächen entspricht das Vorhaben der umliegenden Bebauung. 
 
Örtl. Bauvorschriften / Bauordnungsrecht: 
- Stellplätze: Für das Vorhaben sind gemäß Stellplatzsatzung 6 Stellplätze nachzuweisen, die gemäß 
Eingabeplan auf dem Grundstück nachgewiesen werden. 
 
Erschließung 
- Zufahrt: über den Privatweg zum öffentlichen Feld- und Waldweg (Flur-Nr. 83/26) 
- Wasserversorgung: Anschluss an öffentliche Anlage (Stadtwerke Passau) 
- Schmutzwasserentsorgung: Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 



- Niederschlagswasser: Anschluss an öffentlichen Mischwasserkanal 
 

Beschluss: 
 

Die Zufahrt sowie Ver- und Entsorgungsleitungen sind zu Gunsten des jeweiligen Eigentümers des 
Baugrundstücks mit Grunddienstbarkeit zu sichern. 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf Flur-Nr. 83/26 aufgrund fehlender Wendemöglichkeit und 
Übergang zur Privatstraße ein Winterdienst durch die Gemeinde Tiefenbach nicht sichergestellt 
werden kann. 
Anfallendes Niederschlagswasser (z. B. von der Zufahrt) darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen 
abgeleitet werden. 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag das Einvernehmen nach § 36 BauGB.  

 
Abstimmung:   9 : 0     

 
Bezüglich der Niederschlagswasserbeseitigung über die öffentliche Kanalisation ist ggf. eine 
Sondervereinbarung mit der Gemeinde Tiefenbach abzuschließen. 

Abstimmung:   9 : 0     
 
 
6. Bauantrag von Köberl Josef Maximilian auf Errichtung einer landwirtschaftlichen Halle auf dem 
Grundstück mit der Flur-Nr. 153, Gemarkung Tiefenbach, Fatting 6. 
 
Vorhabensbeschreibung: 
-  Abbruch des nichtbewohntes Wohnhauses Fatting 6 und landwirtschaftlicher Gebäude 
- Errichtung landwirtschaftlicher Hallen (Grundriss 25,96 m x 32,24 m, L-förmig,  EG, Satteldach 12° mit 
Metalldach) 
 
Darstellung im Flächennutzungsplan:   
- Dorfgebiet  
 
Bebauungsplan/Satzung:    
- GE/MD „Fatting“ 
 
Planungsrechtliche Zulässigkeit:  
- nach § 30 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 BauGB 
- Das Vorhaben widerspricht den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich der der 
Dachneigung (12° anstatt 22°), der mittleren Wandhöhe (4,50 m anstatt max. 3,80 m) und der 
Sockelhöhe (0,50 m anstatt max. 0,30 m). 
Die Abweichungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind städtebaulich vertretbar. Die 
Grundzüge der Planung werden dadurch nicht berührt. Eine Beeinträchtigung öffentlicher sowie 
nachbarlicher Belange ist nicht ersichtlich.  
 
Erschließung 
- Zufahrt: Lage an öffentlicher Verkehrsfläche (Ortsstraße Nr. 362) 
- Wasserversorgung: bestehender Anschluss an öffentliche Anlage (SWP) 
- Schmutzwasser: bestehender Anschluss an öffentliche Kanalisation 
- Niederschlagswasser: Versickerung auf dem Baugrundstück 
 

Beschluss: 
 

Anfallendes Niederschlagswasser (z. B. von der Zufahrt) darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen 
abgeleitet werden. 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt dem Bauantrag sowie der beantragten Befreiung 
(Dachneigung, Wandhöhe, Sockelhöhe) das Einvernehmen nach § 36 BauGB. 



 
Abstimmung:               9 : 0   

 
 
7. Bauleitplanung - Aufstellen des Bebauungsplans Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße 
auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 1051, Gemarkung Tiefenbach, Nähe Bayerwaldstraße – 
Beratung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und über das 
Fassen des Billigungs- und Auslegungsbeschlusses für die zweite Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße“ 
fasste der Gemeinderat in seiner Sitzung am 25. Juli 2024. Die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte von 3. Juni 2025 bis 
einschließlich 4. Juli 2025. Mittlerweile wurde eine schalltechnische Untersuchung für das Baugebiet 
und ein Versickerungstest auf dem Baugebiet durchgeführt. 
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Fachstellenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten Passau 
Stellungnahme vom 
06.06.2025 

 

Bebauungsplan 

Bereich Landwirtschaft: In näherer Umgebung des geplanten Geltungs-
bereichs muss mit von der Landwirtschaft ausgehenden Immissionen 
gerechnet werden, wie z.B. Geruch, Lärm und Staub, gelegentlich auch 
am Wochenende, an Feiertagen und zu Nachtzeiten. Diese sind auf-
grund des Gebots der gegenseitigen Rücksichtnahme hinzunehmen. 
Eine ordnungsgemäße und ortsübliche Bewirtschaftung benachbarter 
landwirtschaftlicher Flächen muss uneingeschränkt möglich sein. Es 
wird empfohlen diese Formulierung in die textlichen Hinweise des Be-
bauungsplanes aufzunehmen. 

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen die ge-
plante Aufstellung des Bebauungsplanes „Gottingerberg Erweiterung – 
Bayerwaldstraße“. 

Bereich Forsten: Aus forstwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Ein-
wände gegen die geplante Aufstellung des Bebauungsplanes „Gottin-
gerberg Erweiterung – Bayerwaldstraße“. 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis ist im Bebauungsplan bereits enthalten 
(Hinweis Nr. 4) 

 

 

 

 

 

LRA Passau 

Stellungnahme vom 
08.07.2025 

1. Die Kreisbaumeisterin hat der Planung formlos zugestimmt. 

2. Rechtliche Beurteilung 

a. Der Satzungsbeschluss kann erst gefasst werden, wenn die erfor-
derliche wasserrechtliche Erlaubnis vorliegt (sh. Stellungnahmen 
WWA und Sg. 53). 

 

 

b. Die Größe des Löschwasserbehälters ist anzugeben 

 

c. Bei der Parzelle 6 ist der Mindestabstand der Baugrenze zur Grenze 
mit 3 m zu vermaßen 

Keine Abwägung erforderlich 

 

Zu a) Der Satzungsbeschluss, bzw. die Bekanntma-
chung des Bebauungsplans erfolgt selbstverständlich 
erst nach Vorliegen der wasserrechtlichen Erlaubnis, 
dies wird in der Gemeinde Tiefenbach stets so ge-
handhabt. 

 

Zu b) Die Größe von 100 m³ wird ergänzt. 

 

Zu c) Der Abstand wird bemaßt. 

 

 



d. Aufzunehmen ist, dass die Abstandsflächen der BayBO gelten und 
durch planliche und/oder textliche Festsetzungen keine anderen Ab-
standsflächen gem. Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO zugelassen oder vor-
geschrieben werden 

e. Für die Hauptwasserleitung ist kein Sicherheitsbereich festgesetzt 
 

 

f. Da es immer wieder zu Auslegungsproblemen mit dem Begriff „was-
serdurchlässige Beläge“ in Ziff. 1.2.1., 1.8.2 und 2.1 gibt, sollten hierzu 
eine nähere Definition oder Beispiele genannt werden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

g. Sollte die Festsetzung 1.2.1 nicht nur für die Parzelle 1 gelten? 

 

h. Gehören die Grundstücke der Gemeinde? Wenn nicht, wird drin-
gend ein Bauzwang empfohlen 
 

i. Ziff.1.5.2 b) und f) widersprechen sich 
 

 

 
 

j. Im Bebauungsplan könnten jetzt noch höhere Stellplatzzahlen fest-
gesetzt werden als ab 01.10.2025 zulässig 

 

 
 

k. Wo ist das Gutachten, das zur Festsetzung 1.10 geführt hat? Die 
Fassaden nach Norden und Süden sind nicht vom Verkehrslärm be-
troffen? Was ist mit Terrassen und Balkonen? 
 

l. Das Erfordernis zum Schallschutz lt. Ziff. 1.10 sollte bereits im Plan 
erkennbar sein 

 

m. Warum wurde das Grundstück in der Mitte nicht mitüberplant? 

 

Zu d) Die Ergänzung wird als textliche Festsetzung 
unter 2.1 mit aufgenommen. 

 

Zu e) Für die Hauptwasserleitung (Regenwasserka-
nal) wird der Schutzstreifen noch textlich ergänzt, auf-
grund der Plandichte erfolgt keine Darstellung in den 
textl. Festsetzungen. 

Zu f) Der Begriff „wasserdurchlässige Beläge“ wird 
unter Nr. 1.8.2 näher definiert. Bei 1.2.1.und 2.1 wird 
auf 1.8.2 verwiesen. 

Formulierung: “Wasserdurchlässige Beläge im Sinne 
dieser Festsetzung sind befestigte Oberflächen, die 
Regen- und Schmelzwasser in den Untergrund ver-
sickern lassen. Dazu zählen insbesondere: 

Rasengittersteine oder Pflastersteine mit mindestens 
20 % offenen Fugenflächen, wassergebundene De-
cken aus Kies, Schotter oder Splitt, permeable Pflas-
terbeläge aus Beton, Klinker oder Naturstein mit of-
fenporiger Struktur, Rasenflächen mit Befestigung 
(z. B. Rasengitter), die befahrbar sind. 

Vollständig undurchlässige Beläge (z. B. Asphalt, Be-
ton oder Pflaster ohne Fugen) sind nur zulässig, wenn 
eine ordnungsgemäße Versickerung oder Ableitung 
des Niederschlagswassers auf dem Grundstück si-
chergestellt ist. 

 
Zu g) Die Festsetzung bezüglich des unterirdischen 
Löschwasserbehälters wird auf Parzelle 1 konkreti-
siert. 
 
Zu h) Bis auf eine Parzelle befinden sich die Grund-
stücke im Eigentum der Gemeinde; in den jeweiligen 
Kaufverträgen wird ein Baugebot mit aufgenommen. 

Zu i) Punkt f) wird neu formuliert: 
 Bei grenznahen Garagen mit einem Abstand von  
 ≥ 1,0 m zur Grundstücksgrenze wird ein abweichen-
des Maß der Abstandsfläche auf 1,0 m festgelegt. 
(Art. 6 Abs. 5 Satz 2 BayBO in Verbindung mit Art. 81 
BayBO). Dabei wird die maximal zulässige Wand-
höhe auf 4,50 m im Mittel begrenzt. 

Zu j) Da die Gemeinde in der bisherigen Satzung zwei 
Stellplätze je Wohnung vorgesehen hatte und diese 
auch in der neuen Satzung gefordert werden, sieht 
die Gemeinde keine Notwendigkeit, die Stellplatzzah-
len zu erhöhen.  

 
Zu k) Die Festsetzungen zum Schallschutz werden 
gemäß den Ergebnissen der schalltechnischen Un-
tersuchung geändert. 

 

Zu l) Die Ergebnisse aus der schallschutztechnischen 
Untersuchung werden adäquat  in den Plan mit auf-
genommen. 
 

Zu m) Das Grundstück in der Mitte ist bewusst nicht 
überplant worden, da es sich nicht in der Verfügungs-
gewalt der Gemeinde befindet. 

LRA Passau 

Naturschutz 

Stellungnahme vom 
01.07.2025 

Hinsichtlich der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
bestehen gegenüber der vorgelegten Planung noch Bedenken. Fol-
gende Inhalte sind im Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplan zu über-
arbeiten und erneut in die Planung zu geben: 

 

 

 

 



1) Abhandlung der Eingriffsregelung im Bauleitplanverfahren: Grund-
sätzlich wird die Abhandlung der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
nachvollziehbar abgehandelt. Für die Herstellung des Entwicklungs-
ziels einer artenreichen Extensivwiese (mit Ausgangszustand: Inten-
sivgrünland) soll für eine vegetationsökologische Aufwertung bevor-
zugt eine Mähgutübertragung von geeigneten Spenderflächen aus den 
Gemeindegebiet erfolgen.  

Die Spenderfläche ist mit der unteren Naturschutzbehörde am Land-
ratsamt Passau im Vorfeld abzustimmen. Alternativ dazu kann auch 
regionales Druschgut vom LPV für eine Artanreicherung verwendet 
werden. 

Hierbei wird empfohlen, rechtzeitig mit dem LPV Passau in Kontakt zu 
treten (Ansprechpartner: Herr Elender), sodass das Druschgut in aus-
reichender Menge bereitgestellt werden kann. 

Als Schnittzeitpunkt kann eine 2-malige Mahd (1. Schnittzeitpunkt nicht 
vor dem 15.06.) mit Abfuhr des Mähgutes und Düngeverzicht sowie 
Mulchverbot empfohlen werden.  

Zudem kann ein jährlich wechselnder Brachstreifen (ca. 5-7% der Flä-
che) zur Förderung der Insektenpopulation angelegt werden. Der 
Brachstreifen muss jährlich den Standort auf der Fläche wechseln.  

Sollte eine Aushagerung der Fläche angestrebt werden (vgl. Umset-
zungshinweise unter Punkt 5.2), dann wäre für eine Aushagerung der 
Fläche die Schnitthäufigkeit zu erhöhen, um die Nährstoffe aus dem 
Boden zu bekommen und (wie im B-Plan angeführt) nicht zu reduzie-
ren. Eine gelegentliche Mahd ist für die Unterhaltungspflege der Wie-
senfläche nicht ausreichend, da der Ausgangszustand als Intensiv-
wiese beschrieben wird.  

 

In der Legende zu den Planzeichen wird auf eine Anpflanzung von 
Bäumen und zwingend zu pflanzenden Bäumen unterschieden. Eine 
derartige Unterscheidung kann entfallen und ist redundant, da auch 
die Bäume „Anpflanzung von Bäumen“ nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplans zu pflanzen sind.  

Aufgrund des Eschentriebsterbens sollte auf eine Pflanzung der Ge-
meinen Esche (Fraxinus excelsior) verzichtet werden (Verkehrssiche-
rungspflicht; v.a. entlang der Straße). Stattdessen kann eine Winter- 
oder Sommerlinde gepflanzt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hier sollte Druschgut vom Landespflegeverband ver-
wendet werden. 

Der Schnittzeitpunkt wird im Bebauungsplan ergänzt. 

 

Ein jährlich wechselnder Brachstreifen wird textlich in 
den Bebauungsplan mit aufgenommen. 

 

Anfangs eine zweimalige Mahd im Jahr, nach zwei 
Jahren eine einmalige Mahd im Jahr. 

 

 

 

 

Die Unterscheidung wird zurückgenommen. 

 

 

Dies wird so im Bebauungsplan festgesetzt werden. 

 

 

LRA Passau 

Kreisbrandinspek-
tion 

Stellungnahme vom 
30.06.2025 

Brandschutz / Löschwasserversorung (Punkt 6.) Das Löschwasser 
sollte möglichst aus Oberflurhydranten mit 2 B-Abgängen entnommen 
werden können, dabei sollte der Hydrantenabstand max.150m betra-
gen. 

 

 

Für den im Bebauungsplan dargestellten Löschwasserbehälter ist bei 
der Ausführung die DIN 14230 zu anzuwenden. Der geplante Lösch-
wasserbehälter ist mit einem Löschwassersauganschluss nach DIN 
14244 mit A- Festkupplung und Deckkapsel auszustatten und gem. DIN 
4066 – B2 zu beschildern. 

In Rahmen der Erschließung des Baugebiets mit 
Wasserversorgungsanlagen durch die Stadtwerke 
Passau GmbH wird die Gemeinde Tiefenbach darauf 
hinwirken, dass im Baugebiet Oberflurhydranten mit 
einem Abstand von max. 150m errichtet werden.  

Vorsorglich plant die Gemeinde Tiefenbach aber 
auch einen Löschwasserbehälter im Baugebiet. 

Die Angaben werden bei der Herstellung der Lösch-
wasserbehälters von der Gemeinde beachtet. 

 

Landratsamt 
Passau  

Umweltschutz 

Stellungnahme vom 
24.06.2025 

 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, je-
weils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

Unter den Punkt 1.10 der textlichen Festsetzungen werden Auflagen zu 
den westlichen Fassaden der Parzellen 1 -3 festgesetzt. Es wird emp-
fohlen, dass diese Fassadenseiten im Bebauungsplan selbst markiert 
werden, um eine einfachere Zuordnung zu ermöglichen.  

Im Umweltbericht unter dem Punkt 2 a) Schutzgut Mensch sollten alle 
von der Planfläche ausgehenden Emissionen und die auf die Planfläche 

 

 

 

Die Gebäude mit den relevanten Fassaden sind in der 
schalltechnischen Untersuchung (Anlage zum Be-
bauungsplan) dargestellt. 

 

Der Umweltbericht wird unter 2a) ergänzt: 



einwirkenden Immissionen betrachtet werden. Hier müssen insbeson-
dere die durch die Bauaktivitäten selbst ausgelösten Emissionen von 
Lärm, Staub und Erschütterungen mitbetrachtet werden.  

Zudem sollte noch erwähnt werden, dass andere möglicherweise 
schädliche Emissionen wie z.B. Geruch, Blendwirkungen oder Elektro-
magnetische Strahlen hier nicht erwartet werden. 

Unter dem Schutzgut Mensch werden sowohl die von 
der geplanten Wohnbaufläche ausgehenden Emissi-
onen als auch die auf das Plangebiet einwirkenden 
Immissionen betrachtet. Während der Bauphase 
kommt es zeitweise zu bauüblichen Emissionen in 
Form von Lärm-, Staub- und Erschütterungswirkun-
gen, die jedoch auf den Bauzeitraum beschränkt sind 
und aufgrund ihrer Kurzfristigkeit sowie der Einhal-
tung der geltenden technischen Regelwerke (insbe-
sondere TA Lärm, 32. BImSchV und VDI 2050) nicht 
als erheblich einzustufen sind. 

Nach Realisierung der Bebauung gehen von der 
Wohnnutzung lediglich haushaltsübliche Emissionen 
aus, die im Rahmen der geltenden Grenz- und Richt-
werte liegen.  

Auf das Plangebiet einwirkende externe Immissionen 
aus Verkehrslärm, werden in einem Schallgutachten 
aufgezeigt und durch geeignete Schutzmaßnahmen 
kompensiert, so dass sie zu keinen unzulässigen Be-
lastungen für zukünftige Bewohnerinnen und Bewoh-
ner führen. Insgesamt ergeben sich keine erheblichen 
Beeinträchtigungen des Schutzguts Mensch. 

Landratsamt 
Passau 

Sachgebiet 53, 
Wasserrecht 

Stellungnahme vom 
03.06.2025 u. 
06.06.2025 

u. 23.06.2025 

Bebauungsplan 

Keine Bedenken- Altlasten 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. Im Falle von 
Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung einer durch-
wurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu beachten. 
Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen. 

Lt. Auskunft der Gemeinde erfolgt die Entwässerung durch Versicke-
rung. In wieweit tatsächlich eine Versickerung möglich ist, sollte durch 
einen Sickertest nachgewiesen werden.  

 

 
 

In wieweit diese Versickerungen wasserrechtlich von Belang (sprich er-
laubnispflichtig) sind, bemißt sich nach § 46 WHG i. V. m. Art. 29 
BayWG sowie den hierzu erlassenen Verordnungen (Niederschlags-
wasserfreistellungverordnung) und Technischen Regeln (TRENGW) 
und muß für jede einzelne Versickerung getrennt betrachtet werden.  

Generell erlaubnispflichtig sind Versickerungen, die in einem Wasser-
schutzgebiet liegen. Eine Aussage über die Erlaubnispflicht kann derzeit 
nicht getroffen werden, da genauere Angaben über das Einzugsgebiet, 
die zu entwässernden Flächen (Größe und Grad der Befestigung) und 
die Art der Versickerung fehlen.  

 

Sollte eine Niederschlagswasserversickerung erlaubnispflichtig sein, ist 
die Niederschlagswasserbeseitigung erst nach Durchführung des evtl. 
Wasserrechtsverfahrens gesichert.  

Zur Prüfung und Erteilung einer gehobenen Erlaubnis ist ein förmliches 
Verwaltungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen, das 
erfahrungsgemäß längere Zeit in Anspruch nimmt. Eine Neuerteilung 
einer gehobenen Erlaubnis ohne Durchführung eines solchen förmli-
chen Verwaltungsverfahrens ist nicht möglich.  

Auch müssen vor Antragstellung in der Regel die notwendigen Planun-
terlagen erst in Auftrag gegeben werden und gefertigt werden. Die Plan-
unterlagen sind in 4-facher Ausfertigung bei uns vorzulegen (vgl. auch 
„Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren“ 
-WPBV-)Es wird deshalb angeraten, die Erteilung einer evtl. notwendi-
gen wasserrechtlichen Erlaubnis rechtzeitig vor Inkraftsetzen des Be-
bauungsplans zu beantragen. Bitte kalkulieren Sie den Zeitaufwand so-
wohl der Planung als auch des Wasserrechtsverfahrens ein. Wir weisen 
auf die Erlaubnispflicht aus § 8 WHG und die mögliche strafrechtliche 
Relevanz unerlaubter Einleitungen hin. Auf das Rundschreiben des 

 

 

Die Hinweise werden mit aufgenommen. 

 

 
Ein Sickertest wurde von der Gemeinde Tiefenbach 
an zwei Stellen im Bereich der geplanten Versicke-
rungsmulde durchgeführt.  

Der Test ergab kf - Werte in insgesamt 6 Versuchen 
von 2,22x10-5 m/s bis 3,88x10-5 m/s, also in dem ver-
sickerungsrelevanten Bereich von 1x 10-3 m/s bis 
1x10-6 m/s. 

Ein Wasserrechtsverfahren wird zeitnah beantragt 
werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Landratsamtes Passau – Bauamt- vom 28.11.2013 an die Gemeinden 
des Landkreises Passau wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

 

nur zum Gesichtspunkt Wasserschutzgebiete (öffentliche Wasserver-
sorgung) Ausdrücklich keine Stellungnahme für private Trinkwasser-
brunnen/kleinere gemeinschaftliche Trinkwasserversorgungen, welche 
nicht an das öffentliche Trinkwassernetz angeschlossen sind. 

Diese Stellungnahme ist nur eine Prüfung entsprechend dem Schreiben 
des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz 
vom 04.08.2015 (Anpassungsgebot § 7 BauGB - Beachtung bei WSG-
Verfahren), ist aber keine Beurteilung von sonstigen wasserrechtlichen 
Tatbeständen. Für Fragen der Beurteilung der Belange der Wasserwirt-
schaft im Hinblick auf die notwendigen Angaben zum UVPG (Umfang 
und Detaillierungsgrad) wird auf das Wasserwirtschaftsamt Deggendorf 
verwiesen. 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen 
Zuständigkeit 

Fragen der Wasserwirtschaft, des Grundwasserzustandes, die Gefähr-
dungen die vom Grundwasser selbst ausgehen können (insbesondere 
die Grundwasserstände mit Gefährdungen für die Bauleitplanung), der 
Ausschluss einer Grundwassergefährdung, die Einhaltung der wasser-
wirtschaftlichen Bewirtschaftungsplanungen, sind durch schriftliche An-
hörung des fachlich dafür zuständigen Wasserwirtschaftsamtes Deg-
gendorf, Detterstraße 20, 94469 Deggendorf von der Gemeinde als ver-
antwortlichen Planungsträger und der Bauverwaltung zu ermitteln (§ 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. g) BauGB, vgl. § 48 WHG, § 82 und § 83 WHG, 
Art. 51 BayWG, Art. 63 Abs. 3 BayWG). 

Die Pflichtaufgabe zur öffentlichen Trinkwasserversorgung liegt bei der 
Gemeinde Tiefenbach und wird laut Erläuterungsbericht von der Stadt-
werke Passau GmbH sichergestellt (Art. 57 Abs. 2 GO). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Das Wasserwirtschaftsamt Deggendorf wird zu jedem 
Bauleitplanverfahren der Gemeinde Tiefenbach an-
gehört! 

Regierung v. Nie-
derbayern 

Stellungnahme vom 
04.07.2025 

 

Bebauungsplan 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen und Grundsätze der Raumordnung, die zu be-
rücksichtigen sind: 

LEP 3.1.1 Abs. 1 (Grundsatz): Die Ausweisung von Bauflächen soll an 
einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und sei-
ner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen 
Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschafts-
räume ausgerichtet werden. 

LEP 3.1.1 Abs. 2 (Grundsatz): Flächen- und energiesparende Sied-
lungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts-
spezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

LEP 3.2 (Ziel): In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Poten-
ziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuläs-
sig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Verfü-
gung stehen. 

LEP 3.3 Abs. 2 (Ziel): Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbin-
dung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 

Nach RP Donau-Wald B II 1.4 (Grundsatz) ist es von besonderer Be-
deutung, dass der Nachfrage nach Siedlungsflächen durch eine voraus-
schauende kommunale Bodenpolitik Rechnung getragen wird 

Bewertung der Planung: 

Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine Par-
zelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet schließt an 
die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraussetzungen 
von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebauba-
ren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies ist 

 

Die Begründungen zum Bebauungsplan und zum Flä-
chennutzungsplan werden entsprechend überarbei-
tet. 

1. Innenentwicklung / LEP 3.2 

Die Gemeinde Tiefenbach hat sämtliche im Gemein-
degebiet vorhandenen Innenentwicklungspotenziale 
und die in den letzten Jahren ausgewiesenen Bauge-
biete eingehend geprüft. Im Ergebnis stehen im Orts-
teil Tiefenbach derzeit keine freien, kurzfristig bebau-
baren Grundstücke zur Verfügung. 

Die im Ortsteil (OT) Tiefenbach gelegenen Parzellen 
des Baugebiets „Bäckerreut Süd“ sind vollständig ver-
geben und jeweils mit einer Bauverpflichtung von 5 
Jahren versehen. Diese Grundstücke stehen dem 
Wohnungsmarkt faktisch nicht mehr zur Verfügung. 

 

In den Baugebieten „Rohrwiese“ (OT Haselbach) und 
„An der Ebersberger Straße – Erweiterung“ (OT 
Kirchberg v. Wald) sind jeweils ca. die Hälfte der Par-
zellen vergeben; auch hier bestehen notariell festge-
setzte Baugebote von fünf Jahren. Für die übrigen 
Parzellen liegen konkrete Anfragen vor. Diese Ge-
biete befinden sich jedoch nicht im OT Tiefenbach 
und können daher den ortsbezogenen Bedarf im OT 
Tiefenbach nicht decken. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbau-
flächen wurden zusätzlich überprüft. Diese Flächen 
sind wegen fehlender Verkaufsbereitschaft privater 
Eigentümer nicht verfügbar. 



überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe von 
Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 Parzel-
len, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt WA Rohr-
wiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – noch nicht 
oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennutzungsplan 
noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung vorbereitet, 
die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen sind. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 
hinreichend berücksichtigt wurden. 

Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente zum Entstehen von Spekulationsflächen 
(z.B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer unge-
nutzter Potenziale zu vermeiden. Darüber hinaus sollten die im F-Plan 
vorhandenen Wohnbauflächen hinterfragt werden, wenn die Gemeinde 
ihre Wohnbauentwicklung an anderer Stelle vorantreiben will (vgl. RP 
12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Zusammenfassung: 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die Un-
terlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstimmung 
mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

Flächennutzungsplan 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen und Grundsätze der Raumordnung, die zu be-
rücksichtigen sind: 

LEP 3.1.1 Abs. 1 (Grundsatz): Die Ausweisung von Bauflächen soll an 
einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und sei-
ner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen 
Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschafts-
räume ausgerichtet werden. 

LEP 3.1.1 Abs. 2 (Grundsatz): Flächen- und energiesparende Sied-
lungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts-
spezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

LEP 3.2 (Ziel): In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Poten-
ziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuläs-
sig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Verfü-
gung stehen. 

LEP 3.3 Abs. 2 (Ziel): Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbin-
dung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 

Nach RP Donau-Wald B II 1.4 (Grundsatz) ist es von besonderer Be-
deutung, dass der Nachfrage nach Siedlungsflächen durch eine voraus-
schauende kommunale Bodenpolitik Rechnung getragen wird 

 

Bewertung der Planung: 

Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine Par-
zelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet schließt an 
die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraussetzungen 
von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebauba-
ren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies ist 
überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe von 
Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 Parzel-
len, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt WA Rohr-
wiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – noch nicht 
oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennutzungsplan 
noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung vorbereitet, 
die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen sind (vgl. An-
lage). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 
und LEP 3.2 hinreichend berücksichtigt wurden. 

Damit stehen keine realistischen Innenentwicklungs-
potenziale im OT Tiefenbach zur Verfügung. Der Aus-
nahmefall nach LEP 3.2 Satz 2 ist damit erfüllt. 

2. Bedarfsorientierung / LEP 3.1.1 Abs. 1 

Die Gemeinde Tiefenbach verzeichnet seit Jahren 
eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbau-
grundstücken insbesondere im OT Tiefenbach. Zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung bestehen mehrere kon-
krete Bauanfragen, die aufgrund fehlender verfügba-
rer Grundstücke im OT Tiefenbach nicht bedient wer-
den können. 

Der demografische Wandel führt im Gemeindegebiet 
zu einer verstärkten Nachfrage nach kleineren, orts-
nahen Baugrundstücken, insbesondere für junge Fa-
milien sowie für die Wohnortnähe zu pflegebedürfti-
gen Angehörigen. Durch die vorgesehene Parzelle für 
ein Mehrfamilienhaus wird zudem zeitgemäßer, kom-
pakter Wohnraum geschaffen. 

Die Planung berücksichtigt somit eine nachhaltige 
und bedarfsorientierte Siedlungsentwicklung im 
Sinne des LEP 3.1.1 Abs. 1. 

3. Flächensparende Entwicklung / LEP 3.1.1 Abs. 
2 

Die Gemeinde nimmt diese positive Einschätzung 
dankend zur Kenntnis. Die geringe durchschnittliche 
Grundstücksgröße sowie die Einbindung einer Mehr-
familienhaus-Parzelle gewährleisten eine flächenspa-
rende und ressourcenschonende Siedlungsstruktur 
und entsprechen den Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 
2. 

4. Lage und Anbindung / LEP 3.3 Abs. 2 

Das Baugebiet schließt unmittelbar an den bebauten 
Ortsbereich an und stellt eine sinnvolle Abrundung 
der bestehenden Siedlungsstruktur dar. Damit wird 
LEP 3.3 Abs. 2 vollständig erfüllt. 

5. Instrumente zur Vermeidung von Spekulations-
flächen 

Die Gemeinde Tiefenbach setzt bereits seit mehreren 
Jahren erfolgreich das Instrument der Bauverpflich-
tung (5 Jahre) ein und wird dieses Instrument auch im 
Baugebiet „Gottingerberg Erweiterung – Bayerwald-
straße“ anwenden. Damit wird gewährleistet, dass 
Spekulationsflächen vermieden und die Grundstücke 
zeitnah einer Bebauung zugeführt werden. 

6. Wohnbauflächen aus dem Flächennutzungs-
plan 

Die dargestellten Festsetzungen wurden geprüft. Ein 
wesentlicher Teil dieser Flächen ist privat gebunden, 
topografisch ungeeignet oder nur mit erheblichem Er-
schließungsaufwand umsetzbar und steht der De-
ckung des kurzfristigen Bedarfs im OT Tiefenbach 
nicht zur Verfügung. 

Eine Umsetzung der Wohnbauentwicklung an ande-
rer Stelle im Gemeindegebiet würde den dokumen-
tierten ortsbezogenen Bedarf daher nicht erfüllen. 

Gesamtbewertung / Ergebnis der Abwägung 

Unter Würdigung aller vorgebrachten Belange kommt 
die Gemeinde Tiefenbach zu dem Ergebnis, dass die 
geplante Ausweisung des Baugebiets „Gottingerberg 
Erweiterung – Bayerwaldstraße“: 



Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente zum Entstehen von Spekulationsflächen 
(z.B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer unge-
nutzter Potenziale zu vermeiden.  

Darüber hinaus sollten die im F-Plan vorhandenen Wohnbauflächen 
(vgl. Anlage) hinterfragt werden, wenn die Gemeinde ihre Wohnbauent-
wicklung an anderer Stelle vorantreiben will (vgl. RP 12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Zusammenfassung: 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die Un-
terlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstimmung 
mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

den Anforderungen des LEP 3.1.1 Abs. 1 (Bedarfsori-
entierung) entspricht, 

die Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 2 (Flächensparen) 
erfüllt, 

die Voraussetzungen des LEP 3.2 (Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung) erfüllt, da keine Innenpotenzi-
ale im OT Tiefenbach verfügbar sind, 

den Vorgaben des LEP 3.3 Abs. 2 (Arrondierung) ent-
spricht, eine aktive kommunale Bodenpolitik durch 
Bauverpflichtungen fortführt und eine sinnvolle städ-
tebauliche Weiterentwicklung des Ortsteils Tiefen-
bach darstellt. 

Die Hinweise der Regierung wurden sorgfältig geprüft 
und in die Planung einbezogen. Die Gemeinde hält 
an der Planung fest und dankt der Regierung von Nie-
derbayern für die Unterstützung im Bauleitplanverfah-
ren. 

Regionaler Pla-
nungsverband Do-
nau-Wald 

Stellungnahme vom 
08.07.2025 

 

Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine 
Parzelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet 
schließt an die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraus-
setzungen von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebau-
baren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies 
ist überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe 
von Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 
Parzellen, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt 
WA Rohrwiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – 
noch nicht oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennut-
zungsplan noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung 
vorbereitet, die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen 
sind. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 
und LEP 3.2 hinreichend berücksichtigt wurden. 

Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente gegen das Entstehen von Spekulations-
flächen (z. B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer 
ungenutzter Potenziale zu vermeiden. Darüber hinaus sollten die im F-
Plan vorhandenen Wohnbauflächen hinterfragt werden, wenn die Ge-
meinde ihre Wohnbauentwicklung an anderer Stelle vorantreiben will 
(vgl. RP 12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die 
Unterlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstim-
mung mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

 

Die Begründungen zum Bebauungsplan und zum Flä-
chennutzungsplan werden entsprechend überarbei-
tet. 

1. Innenentwicklung / LEP 3.2 

Die Gemeinde Tiefenbach hat sämtliche im Gemein-
degebiet vorhandenen Innenentwicklungspotenziale 
und die in den letzten Jahren ausgewiesenen Bauge-
biete eingehend geprüft. Im Ergebnis stehen im Orts-
teil Tiefenbach derzeit keine freien, kurzfristig bebau-
baren Grundstücke zur Verfügung. 

Die im OT Tiefenbach gelegenen Parzellen des Bau-
gebiets „Bäckerreut Süd“ sind vollständig vergeben 
und jeweils mit einer Bauverpflichtung von 5 Jahren 
versehen. Diese Grundstücke stehen dem Woh-
nungsmarkt faktisch nicht mehr zur Verfügung. 

In den Baugebieten „Rohrwiese“ (OT Haselbach) und 
„An der Ebersberger Straße – Erweiterung“ (OT 
Kirchberg v. Wald) sind jeweils ca. die Hälfte der Par-
zellen vergeben; auch hier bestehen notariell festge-
setzte Baugebote von fünf Jahren. Für die übrigen 
Parzellen liegen konkrete Anfragen vor. Diese Ge-
biete befinden sich jedoch nicht im OT Tiefenbach 
und können daher den ortsbezogenen Bedarf im OT 
Tiefenbach nicht decken. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbau-
flächen wurden zusätzlich überprüft. Diese Flächen 
sind wegen fehlender Verkaufsbereitschaft privater 
Eigentümer nicht verfügbar. 

Damit stehen keine realistischen Innenentwicklungs-
potenziale im OT Tiefenbach zur Verfügung. Der Aus-
nahmefall nach LEP 3.2 Satz 2 ist damit erfüllt. 

 

2. Bedarfsorientierung / LEP 3.1.1 Abs. 1 

Die Gemeinde Tiefenbach verzeichnet seit Jahren 
eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbau-
grundstücken insbesondere im OT Tiefenbach. Zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung bestehen mehrere kon-
krete Bauanfragen, die aufgrund fehlender verfügba-
rer Grundstücke im OT Tiefenbach nicht bedient wer-
den können. 

Der demografische Wandel führt im Gemeindegebiet 
zu einer verstärkten Nachfrage nach kleineren, orts-
nahen Baugrundstücken, insbesondere für junge Fa-
milien sowie für die Wohnortnähe zu pflegebedürfti-
gen Angehörigen. Durch die vorgesehene Parzelle für 



ein Mehrfamilienhaus wird zudem zeitgemäßer, kom-
pakter Wohnraum geschaffen. 

Die Planung berücksichtigt somit eine nachhaltige 
und bedarfsorientierte Siedlungsentwicklung im 
Sinne des LEP 3.1.1 Abs. 1. 

3. Flächensparende Entwicklung / LEP 3.1.1 Abs. 
2 

Die Gemeinde nimmt diese positive Einschätzung zur 
Kenntnis. Die geringe durchschnittliche Grundstücks-
größe sowie die Einbindung einer Mehrfamilienhaus-
Parzelle gewährleisten eine flächensparende und 
ressourcenschonende Siedlungsstruktur und ent-
sprechen den Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 2. 

4. Lage und Anbindung / LEP 3.3 Abs. 2 

Das Baugebiet schließt unmittelbar an den bebauten 
Ortsbereich an und stellt eine sinnvolle Abrundung 
der bestehenden Siedlungsstruktur dar. Damit wird 
LEP 3.3 Abs. 2 vollständig erfüllt. 

5. Instrumente zur Vermeidung von Spekulations-
flächen 

Die Gemeinde Tiefenbach setzt bereits seit mehreren 
Jahren erfolgreich das Instrument der Bauverpflich-
tung (5 Jahre) ein und wird dieses Instrument auch im 
Baugebiet „Gottingerberg Erweiterung – Bayerwald-
straße“ anwenden. Damit wird gewährleistet, dass 
Spekulationsflächen vermieden und die Grundstücke 
zeitnah einer Bebauung zugeführt werden. 

6. Wohnbauflächen aus dem Flächennutzungs-
plan 

Die dargestellten Festsetzungen wurden geprüft. Ein 
wesentlicher Teil dieser Flächen ist privat gebunden, 
topografisch ungeeignet oder nur mit erheblichem Er-
schließungsaufwand umsetzbar und steht der De-
ckung des kurzfristigen Bedarfs im OT Tiefenbach 
nicht zur Verfügung. 

Eine Umsetzung der Wohnbauentwicklung an ande-
rer Stelle im Gemeindegebiet würde den dokumen-
tierten ortsbezogenen Bedarf daher nicht erfüllen. 

Gesamtbewertung / Ergebnis der Abwägung 

Unter Würdigung aller vorgebrachten Belange kommt 
die Gemeinde Tiefenbach zu dem Ergebnis, dass die 
geplante Ausweisung des Baugebiets „Gottingerberg 
Erweiterung – Bayerwaldstraße“: 

den Anforderungen des LEP 3.1.1 Abs. 1 (Bedarfsori-
entierung) entspricht, 

 

die Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 2 (Flächensparen) 
erfüllt, 

die Voraussetzungen des LEP 3.2 (Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung) erfüllt, da keine Innenpotenzi-
ale im OT Tiefenbach verfügbar sind, 

den Vorgaben des LEP 3.3 Abs. 2 (Arrondierung) ent-
spricht, eine aktive kommunale Bodenpolitik durch 
Bauverpflichtungen fortführt und eine sinnvolle städ-
tebauliche Weiterentwicklung des Ortsteils Tiefen-
bach darstellt. 

Die Hinweise des Regionalen Planungsverbands Do-
nau-Wald wurden sorgfältig geprüft und in die Pla-
nung einbezogen. Die Gemeinde hält an der Planung 



fest und dankt dem Planungsverband für die Unter-
stützung im Bauleitplanverfahren. 

 
Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 
02.06.2025 

Gegen die Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes sowie die Änderung 
des Flächennutzungsplans bestehen aus unserer Sicht keine Ein-
wände. 

Die Wasserversorgung sowie die Versorgung mit Telekommunikations-
diensten sind möglich. Eine Gasversorgung ist nicht möglich. 

 

Unter https://www.stadtwerke-passau.de/services/impressum-daten-
schutz.html finden Sie unsere Informationen gemäß Datenschutzgrund-
verordnung (DS-GVO), die zu Ihrer Kenntnisnahme im Rahmen der Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten dienen. 

 

Keine Abwägung erforderlich 

Telekom 

Stellungnahme vom 
18.06.2025 

die Telekom Deutschland GmbH – als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnah-
men abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

WICHTIG: 

Bitte senden Sie uns umgehend nach Bekanntwerden einen aktualisier-
ten Bebauungsplan mit Informationen zu den vorgesehenen Straßenna-
men und Hausnummern für geplantes Neubaugebiet zu. Diese Anga-
ben sind unbedingt notwendig, um zu gewährleisten, dass ein Kunde 
rechtzeitig Telekommunikationsprodukte buchen kann. Hierzu kann – 
wie bei allen zukünftigen Anschreiben bezüglich Bauleitplanungen – 
auch folgende zentrale E-Mail-Adresse des PTI12 Regensburg verwen-
det werden: telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de Vielen 
Dank! 

Um eine fristgerechte Bereitstellung des Telekommunikations-An-
schlusses für den Endkunden zur Verfügung stellen zu können, bitten 
wir um Mitteilung des bauausführenden Ingenieurbüros, um den Bau-
zeitenplan termingerecht abgleichen zu können. 

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur 
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im 
Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen 
oder Ihnen bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes 
stattfinden werden. 

Bei positivem Ergebnis der Prüfung machen wir darauf aufmerksam, 
dass aus wirtschaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung des 
Neubaugebietes durch die Telekom Deutschland GmbH nur bei Ausnut-
zung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist. Wir be-
antragen daher, sicherzustellen, dass 

– für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsge-
biet die ungehinderte, unentgeltliche 

und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich 
ist, 

– auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten 
der Telekom Deutschland GmbH als 

zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 
BauGB eingeräumt wird, 

– eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der 
Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koor-
dinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau 
durch den Erschließungsträger erfolgt, wie ausdrücklich im Telekommu-
nikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben, 

– die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommuni-
kationsinfrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden. 

 

 

 

 

 

Die Gemeinde wird diese Informationen rechtzeitig 
vor einer Bebauung an die Telekom Deutschland 
GmbH weiterleiten. 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Erschließung werden wir die Tele-
kom Deutschland GmbH mit einbeziehen und infor-
mieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie bei jeder Erschließung eines Baugebietes in der 
Gemeinde wird rechtzeitig vor Beginn der Erschlie-
ßungsmaßnahmen ein Spartentermin angesetzt, bei 
dem auch mit der Telekom Deutschland GmbH die 
Erschließung unter Berücksichtigung der angegebe-
nen Punkte vorbesprochen wird.  



– dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben 
einen Bauablaufzeitenplan aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Ab-
stimmung mit uns im erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung 
von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Ver-
fügung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im 
Grundbuch kostenlos zu sichern. 

– Das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Ent-
sorgungsanlagen“ herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen ist zu beachten. 

Wir machen besonders darauf aufmerksam, dass eine Erweiterung un-
serer Telekommunikationsinfrastruktur außerhalb des Plangebietes aus 
wirtschaftlichen Erwägungen heraus auch in oberirdischer Bauweise er-
folgen kann. 

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung 
der Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit 
Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger, 
ist es dringend erforderlich, dass Sie sich rechtzeitig, mindestens jedoch 
3 Monate vor Baubeginn, mit dem zuständigen Ressort in Verbindung 
setzen: 

telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes reichen unsere bestehen-
den Anlagen eventuell nicht aus, um die zusätzlichen Wohngebäude an 
unser Telekommunikationsnetz anzuschließen. Es kann deshalb sein, 
dass bereits ausgebaute Straßen gegebenenfalls wieder aufgebrochen 
werden müssen. 

Wir beantragen sicherzustellen, dass: 

– für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege möglich ist, 

– auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der 
Telekom Deutschland GmbH als zu belastende Fläche festgesetzt und 
entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird. 

WWA Deggendorf 

Stellungnahme vom 
04.07.2025 

 

Abwasserbeseitigung  

Der wasserrechtliche Bescheid für die Einleitungen aus den Mischwas-
serentlastungsanlagen ist zum 31.12.2022 abgelaufen. 

 

 

 

Niederschlagswasserbeseitigung  

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen. Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest 
nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B, im Geltungsbereich nachzu-
weisen. 

 

 

Für die geplante Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers 
ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich. Antragsunterlagen 
liegen hierzu noch nicht vor. 

 
 
Mittlerweile wurden die Antragsunterlagen zu den 
Mischwassereinleitungen eingereicht. Durch die 
Vorbesprechung und nun eingereichten Unterlagen 
besteht aus Sicht der Gemeinde hinreichende 
Planreife der Einleitungen. Insbesondere erfolgt eine 
Nutzungsaufnahme sehr wahrscheinlich erst nach 
erfolgter Einleitungsgenehmigung. 
 

 

Ein Sickertest wurde von der Gemeinde Tiefenbach 
an zwei Stellen im Bereich der geplanten Versicke-
rungsmulde durchgeführt.  

Der Test ergab kf - Werte in insgesamt 6 Versuchen 
von 2,22x10-5 m/s bis 3,88x10-5 m/s, also in dem ver-
sickerungsrelevanten Bereich von 1x 10-3 m/s bis 
1x10-6 m/s. 

 

Ein Wasserrechtsverfahren wird zeitnah beantragt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 



Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und macht sich diese zu 
eigen. Für die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
fasst der Bau- und Umweltausschuss den Billigungs- und Auslegungsbeschluss.  

Abstimmung:               9 : 0   
 
 
8. Bauleitplanung - Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 19 für den Bereich des 
Bebauungsplans Gottingerberg Erweiterung / Bayerwaldstraße – Beratung über die eingegangenen 
Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und über das Fassen des Billigungs- und 
Auslegungsbeschlusses für die zweite Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange. 
 
Den Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 19 fasste der 
Gemeinderat in seiner Sitzung am 25. Juli 2024. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange erfolgte von 3. Juni 2025 bis einschließlich 4. Juli 
2025. Mittlerweile wurde eine schalltechnische Untersuchung für das Baugebiet und ein 
Versickerungstest auf dem Baugebiet durchgeführt. 
 
 

 

Behandlung der eingegangenen Bedenken und Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und 
Fachstellenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB  

 

 

Fachstelle Stellungnahme Abwägung 

Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten Passau 
Stellungnahme vom 
06.06.2025 

 

Bereich Landwirtschaft: Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen keine 
Einwände gegen die geplante Änderung des Flächennutzungsplans 
durch DB Nr. 19. 

Bereich Forsten: Aus forstwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Ein-
wände gegen die geplante Änderung des Flächennutzungsplans durch 
DB Nr. 19. 

Keine Abwägung erforderlich. 

 

LRA Passau 

Stellungnahme vom 
08.07.2025 

 

zu dem vorgelegten Flächennutzungsplandeckblattentwurf in der Fas-
sung vom 10.12.2024 nehmen wir als Träger öffentlicher Belange wie 
folgt Stellung: 

Der Geltungsbereich der Änderung liegt in keinem festgesetzten oder 
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet, sodass es von der 
Unteren Wasserrechtsbehörde – Bereich „Überschwemmungsgebiete“ 
keine Bedenken gibt. 

Die Kreisbaumeisterin hat der Planung formlos zugestimmt. 

Rechtliche Beurteilung 

a. Damit wir den Bedarf für ein neues Baugebiet gem. § 1 Abs. 3 Satz 
1 BauGB objektiv prüfen können, sind die aktuell noch laufenden und 
kürzlich abgeschlossenen Baugebiete und Baugebietsänderungen im 
Gemeindebereich von Tiefenbach aufzuführen und deren Umsetzung 
bzw. Bebauung anzugeben 

 

b. Gerade in diesem Bereich stellt der Flächennutzungsplan westlich 
und östlich der neuen Planung noch große WA-Flächen dar, die noch 
unbebaut bzw. unbeplant sind; diese Flächen sind vorrangig zu entwi-
ckeln oder wenn dies nicht möglich sein sollte, im Wege einer sachge-
rechten am Gebot des Flächensparens orientierten Bilanzierung ggf. 
wieder in landwirtschaftliche Nutzfläche zurückzuführen 

 

 

 

Zur Stellungnahme der unteren Wasserrechtsbe-
hörde) Keine Abwägung erforderlich. 

 

Zur Stellungnahme der Kreisbaumeisterin) Keine 
Abwägung erforderlich. 

 
Zu a) Die drei Baugebiete „Bäckerreut Süd“, „Rohr-
wiese“ und „Ebersberger Straße Erweiterung“ und 
deren Umsetzung werden in der Begründung ange-
geben. Siehe auch Abwägung der Stellungnahme 
der Regierung von Niederbayern vom 04.07.2025. 

 

Zu b) Die beiden im Flächennutzungsplan angege-
benen WA-Flächen „Gottingerberg“ und „Oberkogl“ 
werden in dem aktuell laufenden Verfahren zur 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans einge-
hend behandelt und ggf. werden eine oder beide 



 

 

c. Ziff. 7 der Begründung ist nicht nachvollziehbar, wenn immerhin eine 
WA-Fläche von knapp 8.000 m² für 6 EFH und ein MFH neu darge-
stellt werden soll 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

d. Die geplante Aufwertung des Grünstreifens entlang der Straße kann 
durchaus auch im Flächennutzungsplan so dargestellt werden 

 

 

 

 

 

e. Warum wird die Hofstelle im Flächennutzungsplan als WA darge-
stellt, obwohl sie im Bebauungsplan nicht überplant wird? 

f. Da in der Begründung von „Hofstelle“ gesprochen wird, ist zu erklä-
ren, ob hier noch ein landwirtschaftlicher Betrieb erfolgt und ggf. in 
welchem Umfang 

g. In Ziff. 2 des Umweltberichts wird auf den Lärm der vorbeiführenden 
Straße nicht eingegangen; wurde geprüft, ob die Fläche zumindest 
ganz im Westen für eine Wohnbebauung geeignet ist? 

Flächen bei faktischer Unbebaubarkeit aus dem 
Flächennutzungsplan genommen. 

 
Zu c) Gemeint ist Ziff. 7 Umweltbericht: 
Siehe Anhang 5.1: die angeführten 8.000 m² um-
fassen den gesamten Geltungsbereich einschl. 
Ausgleichsfläche 

Die Wohnbaufläche einschließlich Erschließungs-
flächen beträgt 5.815 m². 

Von der geplanten Wohnbaufläche für sechs Einfa-
milienhäuser und ein Mehrfamilienwohnhaus sind 
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwar-
ten. Die Fläche ist siedlungsräumlich vorgeprägt, es 
werden keine besonders empfindlichen Schutzgü-
ter, geschützten Biotope oder Natura-2000-Gebiete 
beeinträchtigt. Die Eingriffe sind geringfügig und 
vollständig ausgleichbar. Die mit der Wohnnutzung 
verbundenen Emissionen liegen im üblichen Be-
reich und führen zu keinen relevanten Konflikten. 
Da die Umweltauswirkungen gut prognostizierbar 
und ohne besondere Risiken sind, sind Überwa-
chungsmaßnahmen nach § 4c BauGB nicht erfor-
derlich. 

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

Zu d) Der Grünstreifen wird dementsprechend in 
den Flächennutzungsplan wird Im Flächennut-
zungsplan nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB als Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft darge-
stellt. Die Darstellung der Grünordnung sowie Aus-
gleichsflächen wird im Flächennutzungsplan ent-
sprechend ergänzt. 

 
 

Zu e) Die Hofstelle wurde als landwirtschaftlicher 
Betrieb aufgegeben und dient jetzt dem Wohnen. 

Zu f) in der Begründung wird mit aufgenommen, 
dass es sich hier um eine ehemalige Hofstelle han-
delt, deren Landwirtschaft aufgegeben worden ist. 

Zu g) Der Umweltbericht wird um die Ergebnisse 
aus der schalltechnischen Untersuchung ergänzt. 

LRA Passau 

Naturschutz 

Stellungnahme vom 
01.07.2025 

Hinsichtlich der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
bestehen gegenüber der vorgelegten Planung noch Bedenken. Fol-
gende Inhalte sind im Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplan zu über-
arbeiten und erneut in die Planung zu geben: 

Im Flächennutzungsplan sind nach § 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB die Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft darzustellen. Die Darstellung der Grünordnung 
sowie Ausgleichsflächen sind im F-Plan entsprechend zu ergänzen. 

 

 

 

Die Flächen werden dementsprechend ergänzt. 

LRA Passau 

Kreisbrandinspek-
tion 

Stellungnahme vom 
30.06.2025 

Brandschutz / Löschwasserversorung (Punkt 6.) Das Löschwasser 
sollte möglichst aus Oberflurhydranten mit 2 B-Abgängen entnommen 
werden können, dabei sollte der Hydrantenabstand max.150m betra-
gen. 

 

 

 

Für den im Bebauungsplan dargestellten Löschwasserbehälter ist bei 
der Ausführung die DIN 14230 zu anzuwenden. Der geplante Lösch-
wasserbehälter ist mit einem Löschwassersauganschluss nach DIN 

In Rahmen der Erschließung des Baugebiets mit 
Wasserversorgungsanlagen durch die Stadtwerke 
Passau GmbH wird die Gemeinde Tiefenbach da-
rauf hinwirken, dass im Baugebiet Oberflurhydran-
ten mit einem Abstand von max. 150m errichtet 
werden.  

Vorsorglich plant die Gemeinde Tiefenbach aber 
auch einen Löschwasserbehälter im Baugebiet. 
 
Die Angaben werden bei der Herstellung der Lösch-
wasserbehälters von der Gemeinde beachtet. 



14244 mit A- Festkupplung und Deckkapsel auszustatten und gem. DIN 
4066 – B2 zu beschildern. 

 

Landratsamt 
Passau  

Umweltschutz 

Stellungnahme vom 
24.06.2025 

 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, je-
weils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

Unter den Punkt 1.10 der textlichen Festsetzungen werden Auflagen zu 
den westlichen Fassaden der Parzellen 1 -3 festgesetzt. Es wird emp-
fohlen, dass diese Fassadenseiten im Bebauungsplan selbst markiert 
werden, um eine einfachere Zuordnung zu ermöglichen.  

Im Umweltbericht unter dem Punkt 2 a) Schutzgut Mensch sollten alle 
von der Planfläche ausgehenden Emissionen und die auf die Planfläche 
einwirkenden Immissionen betrachtet werden. Hier müssen insbeson-
dere die durch die Bauaktivitäten selbst ausgelösten Emissionen von 
Lärm, Staub und Erschütterungen mitbetrachtet werden.  

Zudem sollte noch erwähnt werden, dass andere möglicherweise 
schädliche Emissionen wie z.B. Geruch, Blendwirkungen oder Elektro-
magnetische Strahlen hier nicht erwartet werden. 

 

 

 

Die Gebäude mit den relevanten Fassaden sind in 
der schalltechnischen Untersuchung (Anlage zum 
Bebauungsplan) dargestellt. 

 

Der Umweltbericht wird unter 2a) ergänzt: 

Unter dem Schutzgut Mensch werden sowohl die 
von der geplanten Wohnbaufläche ausgehenden 
Emissionen als auch die auf das Plangebiet ein-
wirkenden Immissionen betrachtet. Während der 
Bauphase kommt es zeitweise zu bauüblichen 
Emissionen in Form von Lärm-, Staub- und Er-
schütterungswirkungen, die jedoch auf den Bau-
zeitraum beschränkt sind und aufgrund ihrer Kurz-
fristigkeit sowie der Einhaltung der geltenden tech-
nischen Regelwerke (insbesondere TA Lärm, 32. 
BImSchV und VDI 2050) nicht als erheblich einzu-
stufen sind. 

Nach Realisierung der Bebauung gehen von der 
Wohnnutzung lediglich haushaltsübliche Emissio-
nen aus, die im Rahmen der geltenden Grenz- und 
Richtwerte liegen.  

Auf das Plangebiet einwirkende externe Immissio-
nen aus Verkehrslärm, werden in einem Schallgut-
achten aufgezeigt und durch geeignete Schutz-
maßnahmen kompensiert, so dass sie zu keinen 
unzulässigen Belastungen für zukünftige Bewohne-
rinnen und Bewohner führen. Insgesamt ergeben 
sich keine erheblichen Beeinträchtigungen des 
Schutzguts Mensch. 

Landratsamt 
Passau 

Sachgebiet 53, 
Wasserrecht 

Stellungnahme vom 
03.06.2025 u. 
06.06.2025 

u. 23.06.2025 

 

Keine Altlasten im betroffenen Bereich lt. ABuDIS bekannt. Im Falle von 
Aufschüttungen in Zusammenhang mit einer Herstellung einer durch-
wurzelbaren Bodenschicht sind die §§ 6 bis 8 BBodSchV zu beachten. 
Auf die Verpflichtung nach § 7 BBodSchG wird hingewiesen. 

 

Die Hinweise werden im Bebauungsplan mit aufge-
nommen. 

 

Regierung v. Nie-
derbayern 

Stellungnahme vom 
04.07.2025 

 

Bebauungsplan 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen und Grundsätze der Raumordnung, die zu be-
rücksichtigen sind: 

LEP 3.1.1 Abs. 1 (Grundsatz): Die Ausweisung von Bauflächen soll an 
einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und sei-
ner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen 
Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschafts-
räume ausgerichtet werden. 

LEP 3.1.1 Abs. 2 (Grundsatz): Flächen- und energiesparende Sied-
lungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts-
spezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

LEP 3.2 (Ziel): In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Poten-
ziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuläs-
sig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Verfü-
gung stehen. 

Die Begründungen zum Bebauungsplan und zum 
Flächennutzungsplan werden entsprechend über-
arbeitet. 

1. Innenentwicklung / LEP 3.2 

Die Gemeinde Tiefenbach hat sämtliche im Ge-
meindegebiet vorhandenen Innenentwicklungspo-
tenziale und die in den letzten Jahren ausgewiese-
nen Baugebiete eingehend geprüft. Im Ergebnis 
stehen im Ortsteil Tiefenbach derzeit keine freien, 
kurzfristig bebaubaren Grundstücke zur Verfügung. 

Die im OT Tiefenbach gelegenen Parzellen des 
Baugebiets „Bäckerreut Süd“ sind vollständig ver-
geben und jeweils mit einer Bauverpflichtung von 5 
Jahren versehen. Diese Grundstücke stehen dem 
Wohnungsmarkt faktisch nicht mehr zur Verfügung. 

In den Baugebieten „Rohrwiese“ (OT Haselbach) 
und „An der Ebersberger Straße – Erweiterung“ 
(OT Kirchberg v. Wald) sind jeweils ca. die Hälfte 
der Parzellen vergeben; auch hier bestehen notari-
ell festgesetzte Baugebote von fünf Jahren. Für die 



LEP 3.3 Abs. 2 (Ziel): Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbin-
dung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 

Nach RP Donau-Wald B II 1.4 (Grundsatz) ist es von besonderer Be-
deutung, dass der Nachfrage nach Siedlungsflächen durch eine voraus-
schauende kommunale Bodenpolitik Rechnung getragen wird 

Bewertung der Planung: 

Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine Par-
zelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet schließt an 
die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraussetzungen 
von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebauba-
ren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies ist 
überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe von 
Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 Parzel-
len, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt WA Rohr-
wiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – noch nicht 
oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennutzungsplan 
noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung vorbereitet, 
die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen sind. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 
hinreichend berücksichtigt wurden. 

Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente zum Entstehen von Spekulationsflächen 
(z.B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer unge-
nutzter Potenziale zu vermeiden. Darüber hinaus sollten die im F-Plan 
vorhandenen Wohnbauflächen hinterfragt werden, wenn die Gemeinde 
ihre Wohnbauentwicklung an anderer Stelle vorantreiben will (vgl. RP 
12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Zusammenfassung: 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die Un-
terlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstimmung 
mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

 

Flächennutzungsplan 

Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen und Grundsätze der Raumordnung, die zu be-
rücksichtigen sind: 

LEP 3.1.1 Abs. 1 (Grundsatz): Die Ausweisung von Bauflächen soll an 
einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und sei-
ner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen 
Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Landschafts-
räume ausgerichtet werden. 

LEP 3.1.1 Abs. 2 (Grundsatz): Flächen- und energiesparende Sied-
lungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der orts-
spezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

LEP 3.2 (Ziel): In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Poten-
ziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zuläs-
sig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Verfü-
gung stehen. 

LEP 3.3 Abs. 2 (Ziel): Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbin-
dung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen. 

Nach RP Donau-Wald B II 1.4 (Grundsatz) ist es von besonderer Be-
deutung, dass der Nachfrage nach Siedlungsflächen durch eine voraus-
schauende kommunale Bodenpolitik Rechnung getragen wird 

Bewertung der Planung: 

übrigen Parzellen liegen konkrete Anfragen vor. 
Diese Gebiete befinden sich jedoch nicht im OT Tie-
fenbach und können daher den ortsbezogenen Be-
darf im OT Tiefenbach nicht decken. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Wohn-
bauflächen wurden zusätzlich überprüft. Diese Flä-
chen sind wegen fehlender Verkaufsbereitschaft 
privater Eigentümer nicht verfügbar. 

Damit stehen keine realistischen Innenentwick-
lungspotenziale im OT Tiefenbach zur Verfügung. 
Der Ausnahmefall nach LEP 3.2 Satz 2 ist damit er-
füllt. 

2. Bedarfsorientierung / LEP 3.1.1 Abs. 1 

Die Gemeinde Tiefenbach verzeichnet seit Jahren 
eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbau-
grundstücken insbesondere im OT Tiefenbach. 
Zum Zeitpunkt der Planaufstellung bestehen meh-
rere konkrete Bauanfragen, die aufgrund fehlender 
verfügbarer Grundstücke im OT Tiefenbach nicht 
bedient werden können. 

Der demografische Wandel führt im Gemeindege-
biet zu einer verstärkten Nachfrage nach kleineren, 
ortsnahen Baugrundstücken, insbesondere für 
junge Familien sowie für die Wohnortnähe zu pfle-
gebedürftigen Angehörigen. Durch die vorgese-
hene Parzelle für ein Mehrfamilienhaus wird zudem 
zeitgemäßer, kompakter Wohnraum geschaffen. 

Die Planung berücksichtigt somit eine nachhaltige 
und bedarfsorientierte Siedlungsentwicklung im 
Sinne des LEP 3.1.1 Abs. 1. 

3. Flächensparende Entwicklung / LEP 3.1.1 
Abs. 2 

Die Gemeinde nimmt diese positive Einschätzung 
dankend zur Kenntnis. Die geringe durchschnittli-
che Grundstücksgröße sowie die Einbindung einer 
Mehrfamilienhaus-Parzelle gewährleisten eine flä-
chensparende und ressourcenschonende Sied-
lungsstruktur und entsprechen den Vorgaben des 
LEP 3.1.1 Abs. 2. 

4. Lage und Anbindung / LEP 3.3 Abs. 2 

Das Baugebiet schließt unmittelbar an den bebau-
ten Ortsbereich an und stellt eine sinnvolle Abrun-
dung der bestehenden Siedlungsstruktur dar. Damit 
wird LEP 3.3 Abs. 2 vollständig erfüllt. 

5. Instrumente zur Vermeidung von Spekulati-
onsflächen 

Die Gemeinde Tiefenbach setzt bereits seit mehre-
ren Jahren erfolgreich das Instrument der Bauver-
pflichtung (5 Jahre) ein und wird dieses Instrument 
auch im Baugebiet „Gottingerberg Erweiterung – 
Bayerwaldstraße“ anwenden. Damit wird gewähr-
leistet, dass Spekulationsflächen vermieden und 
die Grundstücke zeitnah einer Bebauung zugeführt 
werden. 

6. Wohnbauflächen aus dem Flächennutzungs-
plan 

Die dargestellten Festsetzungen wurden geprüft. 
Ein wesentlicher Teil dieser Flächen ist privat ge-
bunden, topografisch ungeeignet oder nur mit er-
heblichem Erschließungsaufwand umsetzbar und 
steht der Deckung des kurzfristigen Bedarfs im OT 
Tiefenbach nicht zur Verfügung. 



Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine Par-
zelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet schließt an 
die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraussetzungen 
von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebauba-
ren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies ist 
überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe von 
Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 Parzel-
len, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt WA Rohr-
wiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – noch nicht 
oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennutzungsplan 
noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung vorbereitet, 
die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen sind (vgl. An-
lage). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 
und LEP 3.2 hinreichend berücksichtigt wurden. 

Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente zum Entstehen von Spekulationsflächen 
(z.B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer unge-
nutzter Potenziale zu vermeiden.  

Darüber hinaus sollten die im F-Plan vorhandenen Wohnbauflächen 
(vgl. Anlage) hinterfragt werden, wenn die Gemeinde ihre Wohnbauent-
wicklung an anderer Stelle vorantreiben will (vgl. RP 12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Zusammenfassung: 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die Un-
terlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstimmung 
mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

Eine Umsetzung der Wohnbauentwicklung an an-
derer Stelle im Gemeindegebiet würde den doku-
mentierten ortsbezogenen Bedarf daher nicht erfül-
len. 

Gesamtbewertung / Ergebnis der Abwägung 

Unter Würdigung aller vorgebrachten Belange 
kommt die Gemeinde Tiefenbach zu dem Ergebnis, 
dass die geplante Ausweisung des Baugebiets 
„Gottingerberg Erweiterung – Bayerwaldstraße“: 

den Anforderungen des LEP 3.1.1 Abs. 1 (Bedarfs-
orientierung) entspricht, 

die Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 2 (Flächenspa-
ren) erfüllt, 

die Voraussetzungen des LEP 3.2 (Innenentwick-
lung vor Außenentwicklung) erfüllt, da keine Innen-
potenziale im OT Tiefenbach verfügbar sind, 

den Vorgaben des LEP 3.3 Abs. 2 (Arrondierung) 
entspricht, eine aktive kommunale Bodenpolitik 
durch Bauverpflichtungen fortführt und eine sinn-
volle städtebauliche Weiterentwicklung des Orts-
teils Tiefenbach darstellt. 

Die Hinweise der Regierung wurden sorgfältig ge-
prüft und in die Planung einbezogen. Die Gemeinde 
hält an der Planung fest und dankt der Regierung 
für die Unterstützung im Bauleitplanverfahren. 

Regionaler Pla-
nungsverband Do-
nau-Wald 

Stellungnahme vom 
08.07.2025 

 

Die Planung sieht die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen (ca. 
0,8 ha) vor. Konkret sind Flächen für 6 Einfamilienhäuser und eine 
Parzelle für ein Mehrparteienhaus vorgesehen. Das Plangebiet 
schließt an die vorhandene Bebauung an und erfüllt damit die Voraus-
setzungen von LEP 3.3. 

In Tiefenbach können nach den Planunterlagen derzeit keine bebau-
baren Grundstücke angeboten werden (S. 6 Begründung F-Plan). Dies 
ist überraschend, da die Gemeinde in den letzten Jahren eine Reihe 
von Baugebieten auf den Weg gebracht hat (Bäckerreut-Süd ca. 50 
Parzellen, Ebersberger Straße Erweiterung ca. 20 Parzellen, zuletzt 
WA Rohrwiese ca. 60 Parzellen), die – zumindest nach dem Luftbild – 
noch nicht oder nur teilweise bebaut sind. Zudem sind im Flächennut-
zungsplan noch eine Reihe von Flächen für die Wohnbauentwicklung 
vorbereitet, die aber ebenfalls nicht in die Begründung eingeflossen 
sind. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob LEP 3.1.1 Abs. 1 
und LEP 3.2 hinreichend berücksichtigt wurden. 

Leider sind in den Planunterlagen auch keine Informationen enthalten, 
ob die Gemeinde Instrumente gegen das Entstehen von Spekulations-
flächen (z. B. Bauverpflichtung) nutzen will, um das Entstehen weiterer 
ungenutzter Potenziale zu vermeiden. Darüber hinaus sollten die im F-
Plan vorhandenen Wohnbauflächen hinterfragt werden, wenn die Ge-
meinde ihre Wohnbauentwicklung an anderer Stelle vorantreiben will 
(vgl. RP 12 B II 1.4). 

Positiv anzumerken ist, dass relativ „sparsame“ Grundstücksgrößen 
vorgesehen sind (vgl. LEP 3.1.1 Abs. 2). 

Die Planung sieht eine ortsplanerisch sinnvolle Entwicklung vor. Die 
Unterlagen sind aber noch nachzuqualifizieren, um eine Übereinstim-
mung mit LEP 3.1.1 Abs. 1 und LEP 3.2 feststellen können. 

 

 

1. Innenentwicklung / LEP 3.2 

Die Gemeinde Tiefenbach hat sämtliche im Ge-
meindegebiet vorhandenen Innenentwicklungspo-
tenziale und die in den letzten Jahren ausgewiese-
nen Baugebiete eingehend geprüft. Im Ergebnis 
stehen im Ortsteil Tiefenbach derzeit keine freien, 
kurzfristig bebaubaren Grundstücke zur Verfügung. 

Die im OT Tiefenbach gelegenen Parzellen des 
Baugebiets „Bäckerreut Süd“ sind vollständig ver-
geben und jeweils mit einer Bauverpflichtung von 5 
Jahren versehen. Diese Grundstücke stehen dem 
Wohnungsmarkt faktisch nicht mehr zur Verfügung. 

In den Baugebieten „Rohrwiese“ (OT Haselbach) 
und „An der Ebersberger Straße – Erweiterung“ 
(OT Kirchberg v. Wald) sind jeweils ca. die Hälfte 
der Parzellen vergeben; auch hier bestehen notari-
ell festgesetzte Baugebote von fünf Jahren. Für die 
übrigen Parzellen liegen konkrete Anfragen vor. 
Diese Gebiete befinden sich jedoch nicht im OT Tie-
fenbach und können daher den ortsbezogenen Be-
darf im OT Tiefenbach nicht decken. 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Wohn-
bauflächen wurden zusätzlich überprüft. Diese Flä-
chen sind wegen fehlender Verkaufsbereitschaft 
privater Eigentümer nicht verfügbar. 

Damit stehen keine realistischen Innenentwick-
lungspotenziale im OT Tiefenbach zur Verfügung. 
Der Ausnahmefall nach LEP 3.2 Satz 2 ist damit er-
füllt. 

2. Bedarfsorientierung / LEP 3.1.1 Abs. 1 

Die Gemeinde Tiefenbach verzeichnet seit Jahren 
eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbau-
grundstücken insbesondere im OT Tiefenbach. 



Zum Zeitpunkt der Planaufstellung bestehen meh-
rere konkrete Bauanfragen, die aufgrund fehlender 
verfügbarer Grundstücke im OT Tiefenbach nicht 
bedient werden können. 

Der demografische Wandel führt im Gemeindege-
biet zu einer verstärkten Nachfrage nach kleineren, 
ortsnahen Baugrundstücken, insbesondere für 
junge Familien sowie für die Wohnortnähe zu pfle-
gebedürftigen Angehörigen. Durch die vorgese-
hene Parzelle für ein Mehrfamilienhaus wird zudem 
zeitgemäßer, kompakter Wohnraum geschaffen. 

Die Planung berücksichtigt somit eine nachhaltige 
und bedarfsorientierte Siedlungsentwicklung im 
Sinne des LEP 3.1.1 Abs. 1. 

3. Flächensparende Entwicklung / LEP 3.1.1 
Abs. 2 

Die Gemeinde nimmt diese positive Einschätzung 
dankend zur Kenntnis. Die geringe durchschnittli-
che Grundstücksgröße sowie die Einbindung einer 
Mehrfamilienhaus-Parzelle gewährleisten eine flä-
chensparende und ressourcenschonende Sied-
lungsstruktur und entsprechen den Vorgaben des 
LEP 3.1.1 Abs. 2. 

4. Lage und Anbindung / LEP 3.3 Abs. 2 

Das Baugebiet schließt unmittelbar an den bebau-
ten Ortsbereich an und stellt eine sinnvolle Abrun-
dung der bestehenden Siedlungsstruktur dar. Damit 
wird LEP 3.3 Abs. 2 vollständig erfüllt. 

5. Instrumente zur Vermeidung von Spekulati-
onsflächen 

Die Gemeinde Tiefenbach setzt bereits seit mehre-
ren Jahren erfolgreich das Instrument der Bauver-
pflichtung (5 Jahre) ein und wird dieses Instrument 
auch im Baugebiet „Gottingerberg Erweiterung – 
Bayerwaldstraße“ anwenden. Damit wird gewähr-
leistet, dass Spekulationsflächen vermieden und 
die Grundstücke zeitnah einer Bebauung zugeführt 
werden. 

6. Wohnbauflächen aus dem Flächennutzungs-
plan 

Die dargestellten Festsetzungen wurden geprüft. 
Ein wesentlicher Teil dieser Flächen ist privat ge-
bunden, topografisch ungeeignet oder nur mit er-
heblichem Erschließungsaufwand umsetzbar und 
steht der Deckung des kurzfristigen Bedarfs im OT 
Tiefenbach nicht zur Verfügung. 

Eine Umsetzung der Wohnbauentwicklung an an-
derer Stelle im Gemeindegebiet würde den doku-
mentierten ortsbezogenen Bedarf daher nicht erfül-
len. 

Gesamtbewertung / Ergebnis der Abwägung 

Unter Würdigung aller vorgebrachten Belange 
kommt die Gemeinde Tiefenbach zu dem Ergebnis, 
dass die geplante Ausweisung des Baugebiets 
„Gottingerberg Erweiterung – Bayerwaldstraße“: 

den Anforderungen des LEP 3.1.1 Abs. 1 (Bedarfs-
orientierung) entspricht, 

die Vorgaben des LEP 3.1.1 Abs. 2 (Flächenspa-
ren) erfüllt, 



die Voraussetzungen des LEP 3.2 (Innenentwick-
lung vor Außenentwicklung) erfüllt, da keine Innen-
potenziale im OT Tiefenbach verfügbar sind, 

den Vorgaben des LEP 3.3 Abs. 2 (Arrondierung) 
entspricht, eine aktive kommunale Bodenpolitik 
durch Bauverpflichtungen fortführt und eine sinn-
volle städtebauliche Weiterentwicklung des Orts-
teils Tiefenbach darstellt. 

Die Hinweise des Regionalen Planungsverbands 
Donau-Wald wurden sorgfältig geprüft und in die 
Planung einbezogen. Die Gemeinde hält an der 
Planung fest und dankt dem Planungsverband für 
die Unterstützung im Bauleitplanverfahren. 

Stadtwerke Passau 

Stellungnahme vom 
02.06.2025 

Gegen die Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes sowie die Änderung 
des Flächennutzungsplans bestehen aus unserer Sicht keine Ein-
wände. 

Die Wasserversorgung sowie die Versorgung mit Telekommunikations-
diensten sind möglich. Eine Gasversorgung ist nicht möglich. 

 

Unter https://www.stadtwerke-passau.de/services/impressum-daten-
schutz.html finden Sie unsere Informationen gemäß Datenschutzgrund-
verordnung (DS-GVO), die zu Ihrer Kenntnisnahme im Rahmen der Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten dienen. 

 

 

Keine Abwägung erforderlich 

Telekom 

Stellungnahme vom 
18.06.2025 

die Telekom Deutschland GmbH – als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnah-
men abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

WICHTIG: 

Bitte senden Sie uns umgehend nach Bekanntwerden einen aktualisier-
ten Bebauungsplan mit Informationen zu den vorgesehenen Straßenna-
men und Hausnummern für geplantes Neubaugebiet zu. Diese Anga-
ben sind unbedingt notwendig, um zu gewährleisten, dass ein Kunde 
rechtzeitig Telekommunikationsprodukte buchen kann. Hierzu kann – 
wie bei allen zukünftigen Anschreiben bezüglich Bauleitplanungen – 
auch folgende zentrale E-Mail-Adresse des PTI12 Regensburg verwen-
det werden: telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de Vielen 
Dank! 

Um eine fristgerechte Bereitstellung des Telekommunikations-An-
schlusses für den Endkunden zur Verfügung stellen zu können, bitten 
wir um Mitteilung des bauausführenden Ingenieurbüros, um den Bau-
zeitenplan termingerecht abgleichen zu können. 

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur 
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im 
Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen 
oder Ihnen bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes 
stattfinden werden. 

Bei positivem Ergebnis der Prüfung machen wir darauf aufmerksam, 
dass aus wirtschaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung des 
Neubaugebietes durch die Telekom Deutschland GmbH nur bei Ausnut-
zung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist. Wir be-
antragen daher, sicherzustellen, dass 

– für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsge-
biet die ungehinderte, unentgeltliche 

und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich 
ist, 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Gemeinde wird diese Informationen rechtzeitig 
vor einer Bebauung an die Telekom Deutschland 
GmbH weiterleiten. 

 

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Erschließung werden wir die Tele-
kom Deutschland GmbH mit einbeziehen und in-
formieren. 

 

 

 

 

 



– auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten 
der Telekom Deutschland GmbH als 

zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 
BauGB eingeräumt wird, 

– eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der 
Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koor-
dinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau 
durch den Erschließungsträger erfolgt, wie ausdrücklich im Telekommu-
nikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben, 

– die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommuni-
kationsinfrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden. 

– dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben 
einen Bauablaufzeitenplan aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Ab-
stimmung mit uns im erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung 
von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Ver-
fügung zu stellen und diese durch Eintrag einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im 
Grundbuch kostenlos zu sichern. 

– Das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Ent-
sorgungsanlagen“ herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen ist zu beachten. 

Wir machen besonders darauf aufmerksam, dass eine Erweiterung un-
serer Telekommunikationsinfrastruktur außerhalb des Plangebietes aus 
wirtschaftlichen Erwägungen heraus auch in oberirdischer Bauweise er-
folgen kann. 

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung 
der Telekommunikationsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit 
Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der anderen Versorger, 
ist es dringend erforderlich, dass Sie sich rechtzeitig, mindestens jedoch 
3 Monate vor Baubeginn, mit dem zuständigen Ressort in Verbindung 
setzen: 

telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes reichen unsere bestehen-
den Anlagen eventuell nicht aus, um die zusätzlichen Wohngebäude an 
unser Telekommunikationsnetz anzuschließen. Es kann deshalb sein, 
dass bereits ausgebaute Straßen gegebenenfalls wieder aufgebrochen 
werden müssen. 

 

Wir beantragen sicherzustellen, dass: 

– für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege möglich ist, 

– auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der 
Telekom Deutschland GmbH als zu belastende Fläche festgesetzt und 
entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird. 

 

 

 

Wie bei jeder Erschließung eines Baugebietes in 
der Gemeinde wird rechtzeitig vor Beginn der Er-
schließungsmaßnahmen ein Spartentermin ange-
setzt, bei dem auch mit der Telekom Deutschland 
GmbH die Erschließung unter Berücksichtigung 
der angegebenen Punkte vorbesprochen wird.  

WWA Deggendorf 

Stellungnahme vom 
04.07.2025 

 

Abwasserbeseitigung  

Der wasserrechtliche Bescheid für die Einleitungen aus den Mischwas-
serentlastungsanlagen ist zum 31.12.2022 abgelaufen. 

 

 

Niederschlagswasserbeseitigung  

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegen-
stehen. Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest 
nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B, im Geltungsbereich nachzu-
weisen. 

 

 
Mittlerweile wurden die Antragsunterlagen zu den 
Mischwassereinleitungen eingereicht. Durch die 
Vorbesprechung und nun eingereichten Unterlagen 
besteht aus Sicht der Gemeinde hinreichende 
Planreife der Einleitungen. Insbesondere erfolgt 
eine Nutzungsaufnahme sehr wahrscheinlich erst 
nach erfolgter Einleitungsgenehmigung. 
 

Ein Sickertest wurde von der Gemeinde Tiefenbach 
an zwei Stellen im Bereich der geplanten Versicke-
rungsmulde durchgeführt.  

Der Test ergab kf - Werte in insgesamt 6 Versuchen 
von 2,22x10-5 m/s bis 3,88x10-5 m/s, also in dem 
versickerungsrelevanten Bereich von 1x 10-3 m/s 
bis 1x10-6 m/s. 
 



Für die geplante Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers 
ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich. Antragsunterlagen 
liegen hierzu noch nicht vor. 

Ein Wasserrechtsverfahren wird zeitnah beantragt 
werden. 

 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorstehende Abwägung und macht sich diese zu 
eigen. Für die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
fasst der Bau- und Umweltausschuss den Billigungs- und Auslegungsbeschluss.  

Abstimmung:               9 : 0   
 
 
9. Bauleitplanung – Antrag auf Änderung des Bebauungsplans Allerting – West mit Deckblatt Nr. 10 
auf der Flur-Nr. 299, Gemarkung Tiefenbach, Allerting 5 – Beratung über das fassen des Billigungs- 
und Auslegungsbeschlusses für die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss fasste in seiner Sitzung am 23. Oktober 2025 den 
Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Bebauungsplanes Allerting West mit Deckblatt Nr. 10.  
 

 
Mit der 10. Änderung des Bebauungsplanes sollen auf der Fläche der Fl. Nr. 299, Gemarkung 
Tiefenbach die Baugrenzen und das Maß der Nutzung geändert werden. Das Grundstück wurde nach 
Verkauf einer Teilfläche geteilt und mit dem Deckblatt wird nun den neuen Bedürfnissen Rechnung 
getragen. Auf der westlichen Teilfläche soll Wohnraum in einem Einfamilienhaus mit Nebengebäuden 
in einer dreiseitig umschlossenen Hofanlage geschaffen werden. Im östlichen Bereich soll im Norden 
weiterer Wohnraum für ein Einfamilienwohnhaus geschaffen werden. 
 
Ergänzend zu den bisherigen Festsetzungen sollen mit aufgenommen werden: 
 
1. Ergänzend zu Dacheindeckung: 
Materialien wie Kupfer- und Zinkbleche bei Dachdeckungen sind weitgehend zu vermeiden. 
Unbeschichtete Flächen mit einer Kupfer- oder Zinkblechfläche über 50 m² dürfen nur errichtet 
werden, wenn zur Vorreinigung des Niederschlagswassers Anlagen verwendet werden, die der Bauart 
nach zugelassen sind. Die Verwendung von Bleiblechen ist nicht zulässig. 
 
Für die Dächer der Hauptgebäude wird eine PV-Anlage, parallel zur Dachfläche 
festgesetzt: 
Je Wohngebäude ist eine Anlage mit einer Leistung von 3 kWp herzustellen. 
Ab 75 m² Wohnfläche sind für jede volle 25 m² zusätzlich 1 kWp erforderlich 
 
2. Abweichend zu Dachform: 



Für untergeordnete Bauteile und Anbauten sind auch Flachdächer zulässig; Flachdächer sind zu 
bepflanzen. 
 
3. Abweichend zu Wandhöhe: 
max. zulässige Wandhöhe wird mit 7,00 m festgesetzt; bezogen auf das Urgelände 
 

Beschluss: 
 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, dass aufgrund des unmittelbar östlich angrenzenden 
bestehenden Gewerbebetriebs zum Schutz des Betriebes ein immissionsschutztechnisches 
Gutachten vorzulegen ist. Die Ergebnisse der immissionsschutztechnischen Untersuchung sollen in 
die Planung mit aufgenommen werden. Die Entscheidung über den Billigungs- und 
Auslegungsbeschluss für die Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange wird zurückgestellt.  

Abstimmung:               9 : 0   
 
 
10. Baugebiet Rohrwiese in Haselbach – Information über die Vergabe / Bebauung der Bauparzelle 
6, Flur-Nr. 136/22, Gemarkung Haselbach, Margarete-Heumader-Straße 12. 
 
In der Sitzung am 19. September 2024 fasste der Bau- und Umweltausschuss den Beschluss, dass die 
Parzelle 6, Margarete-Heumader-Straße 12 im Baugebiet Rohrwiese an die Fa. HP Bau GmbH 
vergeben werden soll.  
 
Die HP Bau GmbH plant ein Gebäude mit insgesamt 11 bis 12 Wohnungen (22 bis 24 Stellplätze). Die 
Planung wird dem Plenum vorgestellt. 
 
 Information, es wird kein Beschluss gefasst 

 
 
Tiefenbach, den 11.12.2025 
 
Der Vorsitzende       Der Protokollführer 
 
Im Original gez.        Im Original gez. 
            
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    




